
t g 

;r 

n 
.e 
t S 

n 

s 

n 

l! 

i1 

t 

d 

n 

e 

.1 

r 

-- ----- o---�--���� � �� �· 

Im Kanton Zürich hat die Piraten
partei eine Einsprache beim Bundes
gericht eingereicht, die nach dem Willen 
der Beschwerdeführer noch vor den 
Kantonsratswahlen un Frühling behan
delt werden soll. Erst in den Anfãngen 
steckt die Diskussion im Kanton 
Schwyz, wo sich das Parlament dem
nãchst mit der Euúührung einer 3-Pro
zent-Klausel befassen wird. Hier dro
hen die Grünen bereits prãventiv mit 
d em Gang vor den Richter. 

Diese Hãufung von Attacken auf 
Wahlhürden, wie sie einige Westschwei- · 

zer Kantone seit langem kennen, ist 
natürlich kein Zufall. Die Debatte ist 
eine Folge der Einführung des Wahl
systems doppelter PukelsheÍln in meh
reren Kantonep. Mit.diesem ausgeklü
gelten Verfahren wird gezielt erreicht, 
dass der Wãhlerwille bei der Sitzver
teilung in den Parlamenten besser ge
spiegelt wird. Kleine Parteien ha ben da
mit bessere Chancen auf Mandats
gewinne. In den lcleinen Wahlkreisen 
mussten mit dem alten Proporzsystem 
mehr als 10 Prozept der Stimmen für 
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sind, haben darauf . verzichtet. In 
Schwyz, wo wohl das Volk im nãchsten 
Jahr an der Urne über die Einführung 
dieses·Verfahrens entscheiden wird, ste
hen solc)1e Hürden zur Dislcussion. 

Juristisch umstritten 

In der juristischen Lehre smd diese 
Sperrldauseln keineswegs unumstritten. 
So hãlt das Verwaltungsgericht Zürich 
m semem mzwischen ans oberste Ge
richt weitergezogenen Urteil. fest, es 
kõnne «mit Fug in grundsãtzlicher W ei
se illfrage gestellt werden», ob die Vet
hillderung der Parteienzersplitterung im 
Rahmen des Systems der Konkordanz
demokratie schweizerischer Ausprã
gung tatsãchlich em haltbares Argu
ment für em en entsprechenden Eingriff 
in das Proporzsystem darstelle. Ange
sichts der «massvollen Ausgestaltung» 
lasse sich die Regelung in der Gemem
deordnung der Stadt Zürich insgesamt 
rechtfertigen- «jedenfalls vor dem Hin
tergrund der bisherigen bundesgericht
lichen Praxis». Das Bundesgericht setzt 

au, utc em<:: Kt:U!.!l�nun aer ;-,peFquote 
von 4 auf 2 Prozent forderte. 

Der Politologe Georg Lutz sagt, das 
Bundesgericht habe mit seinen Ent
scheiden zu den Wahlsystemen die mõg
lichst proportionale Abbildung des Par
teiensystems zum wichtigsten Kriterium 
erklãrt. Die Sperrklauseln widersprã
chen dieser Systemlogik. Folge es seiner 
bisherigen Logik, müsste das Bundes
gericht sich eigentlich gegen Prozent
Hürden aussprechen, meint Lutz. Er 
stellt jedoch generell infrage, ob das 
oberste Gericht so statk m kantonale 
Wahliechtsfragi:m eingreifen soll. 

Schlicht für Überflüssig hãlt der Poli� 
tikwissenschafter Daniel Bochsler Pro
zent-Hürden in der Demokratie schwei
zerischer Ausprãgung. Das Argument 
der Unregierbarkeit treffe nicht zu. Die 
stets wechselnden Mehrheiten in den 
Parlamenten \Vürden dazu führen, dass 
keine Klempartei dauerhaft das Züng- · 

Ieill an der.Waage spiele. Er verweist auf 
ein Urteil des deutschen Bundesverfas
sungsgerichts, das Íln. Februar dieses 
Jahres d�e 3-Prozent-Hürde für die Eu-

. ropawahl kippte. 
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�/l(ein Harmos durch Hintertür 

Kanton Zug will Handlungsfreiheit bei Bildung wahren 

ase.ldgy. · BeÍln Bildungswesen geht 
der Trend in den letzten Jahren kiar 
Richtung Harmonisierúng. Doch diese 
Dynamik lõst Befürchtungen aus, wo
nach die kantonale Bildungshoheit. 
durch die Entwicklung schleichend un:� 
tergraben wird. Das zeigt sich nicht n ur 
beim Lehrplan 21, sondern auch beÍln 
Harmos-Konkorda t. Verschiedene 
Kantone aus der Zentral- und Ost
schweiz lehnten einen Beitritt zu dieser 
Vereinbarung ab. 

Sie befürchten nun, dennoch bil
dungspolitisch m die Pflicht genommen 
zu werden. Anlass zur Sorge ist die Em
ladung der Plenarversammlung der 
schweizerischen Erziehungsdirelctoren
konferenz (EDK) an di e Nicht-Hannos
Kantone, bis Ende díeses Jahres allfãl
lige Vorbehalte zu diesem Vertragswerlc 
anzumelden. «Dies hat bei uns em un
gutes Gefühl hillterlassen», erlclãrt der 
Zuger Bildungsdirektor Stephan 

Schleiss (svp.). Er befürchtet, dass da
durch der interkantonale Wettbewerb 
im Bildungswesen ms Visier geraté. 

Der Kanton Zug, der Hannos nicht 
angehõre, wolle daher keine Vorbehalte 
anmelden müssen. Die Pflicht dazu be
stehe auch nicht, bestãtigt nun auch em 
Gutachten des Luzerner Staatsrechtlers 
Paul Richli. «Es steht dem Kanton Zug 
frei, KonkordatsbestÍ111mungen und ge
stützt darauf erlassene Bestimmungen 
und. Empfehlimgen autonom umzuset
zen oder davon abzusehen.» Es gebe da
her auch keinen An:lass, zum Harmos
Konkordat irgendwelche Vorbehalte 
anzubringen, schreibt Richli. Zug ver
zichtet nun aus staatsrechtlichen Über
legungen darauf, die angeforderten Vor
behalte anzumelden. Offen ist, ob auch 
die übrigen Nicht-Harmos-Kantóne 
diesem Beispiel folgen. «Wir werden 
uns weiter für die kantonale Bildungs
hoheit emsetzen», bekrãftigt Schleiss. 
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Aerosuisse stellt forderungen 
(sda) · Der Dachverband der Schweizer 
Luft- und Raumfahrt (Aerosuisse) for
dert bessere Rahmenbedmgungen. Die 
Schweizer Luftfahrt sei un internationa
len Vergleich politisch und fiskalisch be
nachteiligt, klagt der Verband. Er will 
deshalb Bundesrãtm Doris Leuthard em 
Thesenpapier unterbreiten. Handlungs
bedarf sieht der Dachverband primãr bei 
den Kosten für Sicherheitsmassnahmen, 
für Aus- und Weiterbildung sowie für 
Forschung und Entwicklung. Er fordert 
auch ein <<massvolles Wachstum» der 

Neuer Chef von Swiss Post Solutions 
(sda) · Der 47-jãhrige Jõrg Vollmer über
nimmt per Anfang 2015 die Leitung des 
Bereichs Swiss Post Solutions. Er tritt die 
Nachfolge von Frank Marthaler an, der 
die Post En<;le Juni 2014 verlassen hat. 
Der gebürtige Deutsche ist in seiner jet
zigen Funktion als Vizeprãsident für das 
europaweite BPO-Geschãft von Hew
lett-Packard zustãndig. 

Mehrheit ist gegen Tierversuche 
(sda) · Gemãss emer Umfrage des Bran
chenverbands der Pharmaindustrie, In-


